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Die Linke steigert ihre Erfolgsquote
Über zwölf Vorlagen hatte das Stimmvolk 2024 zu entscheiden. Dabei passierte Geschichtsträchtiges – eine Abstimmungsbilanz.

Stefan Trachsel

Nach zwei Jahren mit sehr we-
nigen Abstimmungen hat das
Schweizer Stimmvolk 2024
wieder ein volles Programm
vorgesetzt bekommen. Es
stimmte an vier Abstimmungs-
sonntagen über insgesamt
zwölf Vorlagen ab. Wir ziehen
Bilanz, wie die Parteien, der
Bundesrat, die Kantone und
die Gemeinden abgeschnitten
haben.

1 Die Linke gewinnt so
oft wie noch nie

Der Schweizer Politikbetrieb
ist grundbürgerlich. Die Partei-
en rechts der Mitte verfügen in
der Regierung und auch im Par-
lament über solide Mehrheiten.
Um dieser Übermacht etwas
entgegenzusetzen, bleiben der
Linken vor allem Volksabstim-
mungen. Mit Initiativen und
bei Referenden kann sie kon-
krete Vorhaben über das Volk
durchsetzen oder verhindern.

Das ist SP und Grünen im
ablaufenden Jahr sehr gut ge-
lungen: Die Parteien, die 2024
praktisch immer die gleiche Pa-
role fassten, gewannen neun
der zwölf Volksabstimmungen.
Das ergibt eine Erfolgsquote
von jeweils 75 Prozent. Besser
hat die Linke in den vergange-
nen 15 Jahren nie abgeschnit-
ten, wie aus einer Auswertung
der Parteiparolen-Datenbank
von Swissvotes durch CH Me-
dia hervorgeht.

Im Jahr 2024 stand die Lin-
ke aus SP und Grünen gleich
siebenmal den vereinigten bür-
gerlichen Kräften gegenüber.
Dabei gewann die Linke fünf-
mal, nämlich bei den zwei
Mietrechtsvorlagen und dem
Autobahnausbau im November
sowie bei der 13. AHV-Rente
und der BVG-Reform im März.
Die Bürgerlichen obsiegten ih-
rerseits bei den Initiativen zur
Prämienentlastung und Biodi-
versität.

Ein schwarzes Jahr bezüg-
lich Abstimmungen war 2024
für die SVP: Sie verlor nicht nur
die fünf Abstimmungen mit

dem bürgerlichen Lager. Nie-
derlagen setzte es für sie auch
beim Mantelerlass (Stromge-
setz) und der Freiheits-Initiati-
ve ab – hier stellte sie sich allei-
ne gegen die anderen grossen
Parteien. Das bedeutet eine Er-
folgsquote von 33 Prozent für
die Volkspartei.

2 Der Bundesrat verliert
so häufig wie selten

Für den Bundesrat war es eben-
falls kein gutes Jahr. Am 24.
November wurde Historisches
besiegelt: An diesem Abstim-
mungssonntag verlor die Re-
gierung gleich drei Vorlagen:
Autobahnausbau und die zwei
Mietrechtsvorlagen. Bei allen
Vorlagen vertrat die Regierung
die Ja-Seite – wobei sie dies bei

den Mietrechtsvorlagen aus
formellen Gründen tun muss-
te. Die Ideen stammten aus
dem Parlament.

Da das Volk schon bei der
13. AHV-Rente und der BVG-
Reform nicht der Regierung ge-
folgt war, verlor der Bundesrat
somit im ablaufenden Jahr
gleich fünfmal. So viele Nieder-
lagen sind historisch sehr sel-
ten. Letztmals musste der Bun-
desrat vor zwanzig Jahren mehr
Niederlagen einstecken. 2004
setzte es deren acht in einem
Jahr ab: Pikanterweise verlor
der Bundesrat damals auch bei
Vorlagen zum Mietrecht, den
Strassen sowie der AHV.

Eine wahre Niederlagense-
rie in solchen Sphären fuhr die
Regierung in den 1970er-Jah-

ren ein: Zwischen 1972 und
1977 setzte es mehrmals sogar
sechs oder sieben Niederlagen
in einem einzigen Jahr ab.

3 Gegen Zürich und Bern ist
kein Kraut gewachsen

Unter den Kantonen gab es
2024 nur zwei, die in jeder Ab-
stimmung gleich abstimmten
wie die Schweiz: Bern und Zü-
rich. Die zwei bevölkerungs-
stärksten Kantone siegten bei
sämtlichen zwölf Vorlagen.
Es folgen Solothurn und
Schaffhausen, die je nur einmal
verloren. Die beiden Basel sa-
hen sich nur zweimal als Ver-
lierer.

Die Ostschweizer Kantone
(SG, TG, AI, AR) hatten mit vier
Niederlagen und acht Siegen

eine durchzogene Bilanz. In der
Zentralschweiz hatten Zug,
Schwyz und Nidwalden auch
mit vier Niederlagen ebenfalls
einen schweren Stand, Luzern
(2 Niederlagen) sowie Obwal-
den und Uri (3 Niederlagen)
standen besser da.

Der üblicherweise sehr er-
folgreiche Aargau gewann im
vergangenen Jahr nur neunmal
und verlor dreimal. Die we-
nigsten Siege fuhr der Kanton
Wallis ein, der lediglich sie-
benmal gleich abstimmte wie
die Schweiz.

4 Welche Gemeinden
besonders häufig siegen

und verlieren
Von den rund 2200 Schweizer
Gemeinden standen immerhin

55 bei allen Vorlagen auf der
Siegerseite. Sie ballen sich im
Mittelland vor allem in den
Kantonen Bern, Solothurn,
Aargau und Baselland. Aber
auch die Kantonshauptorte
Chur und Schaffhausen gewan-
nen immer. Weiter fällt auch
auf, dass es in den Agglomera-
tionen von Bern, Zürich und
Luzern gleich mehrere ständi-
ge Sieger gab.

Auf der Verliererseite gibt
es acht Gemeinden, die nur ge-
rade bei fünf Abstimmungen
gewannen. Dazu gehören Alp-
thal im Kanton Schwyz, Burg
im Leimental im Kanton Basel-
land sowie Perrefitte im Berner
Jura. Die übrigen befinden sich
in der Westschweiz und im
Tessin.
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SP und Grüne steigern ihre Erfolgsquote Anteil der Abstimmungen (in Prozent), bei denen die Parteiparole mit dem Resultat übereinstimmte

Bern und Zürich gewinnen alle Abstimmungen Fünf Niederlagen für den Bundesrat sind selten
Anzahl gewonnener Abstimmungen (von 12) im Jahr 2024 Anzahl Abstimmungen, die nach der Haltung (Sieg) respektive

entgegen der Haltung (Niederlage) des Bundesrats ausgingen.
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Schweiz profitiert von EU-Ausbildungen
Medizinstudium im Ausland: Wie viel Geld spart der Staat?

Stefan Bühler

Allein an der Uni in Cluj-Napo-
ca, Rumänien, studieren derzeit
122 Schweizer und Schweizerin-
nen Medizin. Auch in anderen
östlichen EU-Staaten sind Dut-
zende Schweizer immatriku-
liert. Das berichtete diese Zei-
tung im September gestützt auf
Recherchen.

Kurz darauf sprach sich das
Parlament für die Abschaffung
des Numerus clausus für ange-
hende Ärztinnen und Ärzte aus:
Die Schweiz soll mehr Ausbil-
dungsplätze anbieten. Derzeit
bildet unser Land pro Jahr rund
1200 Medizinerinnen und Me-
diziner aus. Das genügt bei wei-
tem nicht: Letztes Jahr an-

erkannte der Bund ausländische
Diplome von 3364 Personen.

Nun doppelt SP-Co-Präsi-
dent Cédric Wermuth nach. Per
Vorstoss fordertervomBundge-
naue Zahlen darüber, wie viele
Schweizerinnen und Schweizer
seit 2002 im Ausland Medizin
studierten. Und wie viele davon
heute in der Schweiz praktizie-
ren. «Was hätte die Ausbildung
dieser Ärzt:innen in der Schweiz
gekostet?», fragtWermuth.Und:
«Ist dieses Phänomen so oder
ähnlich auch von anderen Be-
rufsgruppen bekannt?»

Die Diskussion wirft ein
neues Licht auf die derzeit auf-
flammende Diskussion, wie viel
die Schweiz im Rahmen der bi-
lateralen Verträge künftig als

Kohäsionszahlungen ausrichten
soll. Ausgehandelt sind 350 Mil-
lionen Franken pro Jahr; zudem
wird eine einmalige Zahlung für
die Jahre ab 2025 bis Inkrafttre-
ten der Verträge fällig, pro Jahr
130 Millionen.

Kritiker der neu ausgehan-
delten Bilateralen finden das zu
hoch. Sie verweisen darauf, die
Schweiz habe gegenüber der EU
eine negative Handelsbilanz, die
EU profitiere wirtschaftlich stär-
ker von der Schweiz als die
Schweiz von der EU, so das Ar-
gument.

Im Vorstoss des SP-Präsi-
denten finden sich Hinweise,
dass mit der Handelsbilanz wohl
nicht alles gesagt ist. Cédric
Wermuth verweist auf den Ob-

servationsbericht des Bundes
zur Personenfreizügigkeit 2023.
Demnach arbeiteten 2022 in der
Schweiz 176’000 aus der EU
stammende Personen in Beru-
fen mit hohen Qualifikationsan-
forderungen. Mehr als die Hälf-
te der im Rahmen des Freizügig-
keitsabkommens in die Schweiz
zugewanderten Personen, 56
Prozent, gehörten zu den drei
Berufsgruppen mit den höchs-
ten Ausbildungsanforderungen,
heisst es im Bericht.

KettenreaktionaufKosten
derärmstenLänder
Wermuthverweistweiteraufeine
Studie der UBS von 2014. Die
Grossbankschätztedamals,dass
dieSchweizdurchdieEinwande-

rung von hoch qualifizierten
Arbeitskräften jedes Jahr sechs
bisneunMilliardenFrankenAus-
bildungskosten sparte. Es sei
«klar», dass die Kohäsionszah-
lungennichtalsAusgleichdieser
enormenAusbildungskostenbe-
trachtet werden könnten, sagt
Wermuth: «Sie sind unabhängig
davonrichtig,weil siehelfen,De-
mokratieundEntwicklungzuför-
dern in Europa.»

Er zielt nicht darauf ab, die
Personenfreizügigkeit einzu-
schränken. Diese Grundfreiheit
sei für die Menschen in Europa
ein Gewinn. «Die Idee der Per-
sonenfreizügigkeit war aber
nicht, dass sich die reichen Staa-
ten die Ausbildung ihrer Jugend
auf Kosten der ärmeren Staaten

sparen.» Das heutige System
führedazu,dassdieärmstenEU-
Länder ihre Ärztinnen in Ost-
europa rekrutierten und die ost-
europäischen Staaten in andere
Weltregionen auswichen: «Am
Endefehlt esgenaudenärmsten
Ländern der Welt an medizini-
schemPersonal»,sagtWermuth.

Das Ziel müsse deshalb sein,
«dass die Schweiz deutlich mehr
in die Ausbildung und in besse-
re Arbeitsbedingungen im Ge-
sundheitswesen investiert». Es
brauche attraktivere Arbeitsbe-
dingungen in der Schweiz, gera-
de in den Gesundheitsberufen.
«Genau das will die Pflegeinitia-
tive erreichen, aber leider geht
die Umsetzung noch zu lang-
sam.»


